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Beweishindernisse in Diskriminierungsfällen

• Schwierigkeiten beim Nachweis 
von Diskriminierung

• Unausgewogene (wirtschaftliche) 
Machtverhältnisse zwischen dem 
Opfer und demjenigen, der 
diskriminiert
• Z.B. Arbeitnehmer - Arbeitgeber; 

Unternehmer - Verbraucher

• Fehlen von Beweisen, 
Dokumenten, Statistiken, 
Informationen im Besitz des Opfers

• Fehlen von Zeugen und 
schriftlichen Unterlagen über 
Diskriminierung

• Intransparente Politik von 
Arbeitgebern und Unternehmen 

• Häufige Verwendung von 
Vorwänden, um die 
Diskriminierung zu verbergen  



Überwindung der Hindernisse

Instrumente, die durch die Rechtsprechung des EuGH entwickelt 
wurden, um die Wirksamkeit des rechtlichen Schutzes vor 
Diskriminierung zu gewährleisten: 

• Wahrung des Grundsatzes der Wirksamkeit des Rechtsschutzes

• Verlagerung der Beweislast

• Statistik

• Diskussionen über die Offenlegungspflicht



Grundsatz der Wirksamkeit

EuGH Rechtssache Johnston, C-222/84 (1986)

"... Dazu ist zunächst hervorzuheben, daß Artikel 6 der Richtlinie die Mitgliedstaaten  
verpflichtet, alle innerstaatlichen Vorschriften dafür zu erlassen, daß jedermann, der 
sich durch eine Diskriminierung für beschwert hält, „seine Rechte gerichtlich geltend 
machen kann". Nach dieser Bestimmung haben die Mitgliedstaaten Maßnahmen zu 
treffen, die so wirksam sind, daß das Ziel der Richtlinie erreicht wird, und dafür Sorge 
zu tragen, daß die Betroffenen die ihnen dadurch verliehenen Rechte auch tatsächlich 
vor den innerstaatlichen Gerichten geltend machen können. 

Der in Artikel 6 vorgeschriebene gerichtliche Rechtsschutz ist Ausdruck eines all 
gemeinen Rechtsgrundsatzes, der den gemeinsamen Verfassungstraditionen der 
Mitgliedstaaten zugrunde liegt. Dieser Grundsatz ist auch in den Artikeln 6 und 13 der 
Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten vom 4. November 
1950 verankert. Wie in der Gemeinsamen Erklärung der Versamm lung, des Rates und 
der Kommission vom 5. April 1977 (ABl. C 103, S. 1) und in der Rechtsprechung des 
Gerichtshofes anerkannt ist, sind die leitenden Grundsätze dieser Konvention im 
Rahmen des Gemeinschaftsrechts zu berücksichtigen.“



Grundsatz der Wirksamkeit -
ein Grundrecht

- Artikel 47 Charta der Grundrechte der EU

"Jede Person, deren durch das Recht der Union garantierte Rechte oder 
Freiheiten verletzt worden sind, hat das Recht, nach Maßgabe der in 
diesem Artikel vorgesehenen Bedingungen bei einem Gericht einen 
wirksamen Rechtsbehelf einzulegen.

Jede Person hat ein Recht darauf, dass ihre Sache von einem 
unabhängigen, unparteiischen und zuvor durch Gesetz errichteten 
Gericht in einem fairen Verfahren, öffentlich und innerhalb 
angemessener Frist verhandelt wird. Jede Person kann sich beraten, 
verteidigen und vertreten lassen.

Personen, die nicht über ausreichende Mittel verfügen, wird 
Prozesskostenhilfe bewilligt, soweit diese Hilfe erforderlich ist, um den 
Zugang zu den Gerichten wirksam zu gewährleisten."



Das Ziel der Verlagerung der Beweislast: 
Verteilung der Aufgaben

Ziel ist es, das Ungleichgewicht zu beseitigen und die Unterschiede 
in der (wirtschaftlichen und beweisrechtlichen) Macht 
auszugleichen durch 
Verteilung der Beweispflichten zwischen den Streitparteien in 
Bezug auf 
Beweise vorlegen, die 
in der Lage ist, eine Reihe von Tatsachen nachzuweisen, auf deren 
Grundlage 
das Gericht mit annehmbarer Wahrscheinlichkeit schlüssig
feststellen kann , dass die Diskriminierungsbehauptung (nicht) 
gerechtfertigt ist. 



Die wichtigsten Bestandteile der Vorschrift

• Die Beweislast verteilt die Rechte und Pflichten zwischen 
• Kläger (Antragsteller), 

• Beklagtem (Beklagte) und 

• einer Tatsacheninstanz (Gericht, Tribunal) 

in Bezug auf
• die Aufgabe der Beweisführung

• die Aufgabe der Überzeugungsarbeit durch Beweise

• Die beiden Aufgaben sind funktional getrennt:
• die Beweislast kann umverteilt werden, ohne dass die Überzeugungslast

umzuverteilen



Schematische Darstellung

Kläger

Beweislast Stufe 1

Anschein des 
Vorliegens einer 
Diskriminierung? 

(gerichtliche 
Bewertung)

Beklagter

Beweislast Stufe 2

Beweis-
last-

umkehr

Behaupt
ung der 
Diskrimi
nierung



Verlagerung der Beweislast  
Dilemma

• Welche Art von Aussagen des Klägers sind erforderlich, um eine 
Diskriminierung glaubhaft zu machen? 

• Welche Art von Beweisen muss der Kläger vorlegen? 

• Inwieweit muss die Vergleichbarkeit der Gruppen vom Kläger 
nachgewiesen werden? 

• Wenn Statistiken zum Nachweis von Diskriminierung vorgelegt 
werden, wie vollständig müssen sie sein? Welchen Anteil der 
vermeintlich diskriminierten Gruppe müssen sie enthalten?   



Die Bandbreite der möglichen 
"prima facie„ (Anscheins)-Annahmen

Erfordernis der Vorlage von Beweisen und 
Erklärungen, um ein Verfahren zu 
ermöglichen/mögliche Verlagerung der 
Beweislast

• z. B. Beweise für bestimmte Tatsachen, 
die dem Gericht Rückschlüsse auf diese 
Tatsachen ermöglichen

• z. B. Beweise für das Vorliegen 
bestimmter Tatsachen, die zeigen, dass 
die Forderung nicht offensichtlich 
unbegründet oder unplausibel ist:

▪ indem sie die wahrscheinlichste 
Rechtfertigung für die strittige Entscheidung 
ausschließt

▪ Tatsachen, die eine vernünftige Person 
vermuten lassen, dass eine strittige 
Entscheidung fragwürdig ist

Erfordernis der Vorlage von Beweisen zur 
Überzeugung und Verlagerung der 
Beweislast

• Beweise für bestimmte Tatsachen 
beizubringen, die einen Richter zu der 
Schlussfolgerung veranlassen, dass dies 
der Fall ist:

▪ die Annahme plausibel ist, dass der 
behauptete Verstoß stattgefunden 
haben könnte

▪ vernünftigerweise anzunehmen, dass 
der behauptete Verstoß 

- stattgefunden hat

- denkbar gewesen wäre

- wahrscheinlich aufgetreten



Verlagerung der Beweislast (Stufe 1)

EuGH, Rechtssache Danfoss (C-109/88, 1989)

• Es gab Belege dafür, dass der Durchschnittslohn von Frauen 6,85 % 
unter dem von Männern lag, die für denselben Arbeitgeber 
arbeiteten

• Da das Entgeltsystem des Arbeitgebers völlig intransparent war, war 
es den Klägerinnen nicht möglich, eindeutig nachzuweisen, dass 
Frauen in Bezug auf jeden einzelnen Bestandteil ihres Entgelts 
schlechter bezahlt wurden.



EuGH, Rechtssache Danfoss (C-109/88, 1989)

• Das Gericht stellte fest, dass die Beweislast in einem solchen Fall 
zunächst bei den Klägern liegt, die nachweisen müssen, dass ein 
relativ großer Teil der Frauen im Durchschnitt schlechter bezahlt 
wurde als Männer. 

• Die Beweislast für das Nichtvorliegen einer Diskriminierung wird dann 
auf den Arbeitgeber verlagert

• Diese Regelung wurde damit begründet, dass sie den Frauen ein 
wirksames Mittel zur Durchsetzung des Grundsatzes des gleichen 
Entgelts an die Hand gibt. 
• Artikel 6 der Richtlinie über gleiches Entgelt - verlangt wirksame Mittel zur 

Gewährleistung der Gleichstellung. 



EuGH, Rechtssache Danfoss (C-109/88, 1989)

Rn. 14 und 15: 

"Das Bemühen um Effektivität, das der Richtlinie 75/117 zugrunde 
liegt, muß dazu führen, diese dahin auszulegen, daß sie Änderungen 
der nationalen Beweislastregeln in den Sonderfällen impliziert, in 
denen solche Änderungen für die wirksame Durchführung des 
Gleichheitsgrundsatzes unerläßlich sind .

"Der Arbeitgeber muß zum Beweis dafür, daß seine Lohnpolitik die 
weiblichen Arbeitnehmer nicht systematisch benachteiligt, angeben, 
wie er die Zulagekriterien angewandt hat, und wird auf diese Weise 
dazu veranlasst, sein Entlohnungssystem durchschaubar zu machen ".



EuGH Rechtssache Enderby (C-127/92, 1993)

• Es gab Hinweise darauf, dass Logopäden, bei denen es sich überwiegend 
um Frauen handelt, vom National Health Service (NHS) in Großbritannien 
schlechter bezahlt werden als Apotheker, bei denen es sich überwiegend 
um Männer handelt. 

• Die Klägerinnen konnten jedoch nicht einen Schritt weiter gehen und 
nachweisen, dass der Lohnunterschied auf eine Diskriminierung 
zurückzuführen ist.

• EuGH: Es lag ein Anscheinsbeweis für eine Diskriminierung vor, und somit 
verlagerte sich die Beweislast auf den NHS, um zu beweisen, dass keine 
Diskriminierung aufgrund des Geschlechts vorlag. 

• Begründet wurde dieser Ansatz mit der Notwendigkeit, Frauen ein 
wirksames Mittel zur Feststellung von Diskriminierung an die Hand zu 
geben. 



EuGH Rechtssache Enderby (C-127/92, 1993)

Rn. 18 und 19: 

"Wenn der erste Anschein für eine Diskriminierung spricht, hat der Arbeitgeber 
nachzuweisen, daß es sachliche Gründe für den festgestellten Unterschied beim Entgelt 
gibt. Den Arbeitnehmern stünden nämlich keine Mittel zur Verfügung, um die Einhaltung 
des Grundsatzes des gleichen Entgelts vor den nationalen Gerichten durchzusetzen, wenn 
das Vorbringen von Tatsachen, die den ersten Anschein einer Diskriminierung begründen, 
nicht dazu führen würde, daß dem Arbeitgeber der Nachweis auferlegt wird, daß der 
Unterschied im Entgelt in Wirklichkeit nicht diskriminierend ist.

"Wenn aussagekräftige Statistiken einen merklichen Unterschied im Entgelt zweier 
gleichwertiger Tätigkeiten erkennen lassen, von denen die eine fast ausschließlich von 
Frauen und die andere hauptsächlich von Männern ausgeübt wird, hat der Arbeitgeber 
kraft Artikel 119 EWG-Vertrag den Nachweis zu erbringen, daß dieser Unterschied durch 
Faktoren sachlich gerechtfertigt ist, die nichts mit einer Diskriminierung aufgrund des 
Geschlechts zu tun haben.



Lehren aus der frühen Rechtsprechung

• Um eine Diskriminierung glaubhaft zu machen:
• der Kläger muss Tatsachen nachweisen, die (zumindest vorübergehend) einen 

plausiblen Verdacht zulassen, dass die beanstandete Behandlung mit der 
Anwendung verbotener Kriterien zusammenhängt

• es muss ein Mangel an Transparenz in Verbindung mit der Plausibilität der 
Anwendung verbotener Kriterien vorliegen, die eine Umkehr der Beweislast 
erfordern

• die Plausibilität kann durch Statistiken nachgewiesen werden

• der Kläger hat das Recht, die Verschiebung zu verlangen; der Richter hat eine Pflicht

• verlagert die Beweislast und Überzeugungsarbeit

• Kommt der Beklagte seiner Beweislast nicht nach, ist der Richter verpflichtet, ein 
Urteil zugunsten des Klägers zu fällen und eine Diskriminierung festzustellen. 



Kodifizierung der Verlagerung der Beweislast

• Die erste Richtlinie, die sich ausdrücklich mit der Beweislast in 
Diskriminierungsfällen befasste, wurde im Dezember 1997 in Bezug auf das 
Geschlecht eingeführt. In der Richtlinie, die später neu gefasst wurde, heißt es:  

"Artikel 4

Die Beweislast

(1) Die Mitgliedstaaten ergreifen im Einklang mit dem System ihrer nationalen 
Gerichtsbarkeit die erforderlichen Maßnahmen, nach denen dann, wenn 
Personen, die sich durch die Verletzung des Gleichbehandlungsgrundsatzes 
für beschwert halten und bei einem Gericht bzw. einer anderen zuständigen 
Stelle Tatsachen glaubhaft machen, die das Vorliegen einer unmittelbaren 
oder mittelbaren Diskriminierung vermuten lassen, es dem Beklagten obliegt 
zu beweisen, daß keine Verletzung des Gleichbehandlungsgrundsatzes 
vorgelegen hat.

(2) Diese Richtlinie läßt das Recht der Mitgliedstaaten, eine für die klagende 
Partei günstigere Beweislastregelung vorzusehen, unberührt."



Rechtfertigung

Die Rechtfertigung für diese Bestimmung war, wie auch in der Rechtsprechung, der 
Grundsatz der Wirksamkeit, wie aus den Erwägungsgründen der Richtlinie 
hervorgeht: 

"(Rn. 17) Der klagenden Partei stünde unter Umständen kein wirksames Mittel zur 
Verfügung, um die Einhaltung des Gleichbehandlungsgrundsatzes vor den 
nationalen Gerichten durchzusetzen, wenn der Beweis des Anscheins einer 
Diskriminierung nicht dazu führte, dem Beklagten die Beweislast dafür 
aufzuerlegen, daß sein Verhalten in Wirklichkeit nicht diskriminierend ist.

"(Rn. 18) ... daß eine Änderung der Regeln für die Beweislastverteilung geboten ist, 
wenn der Anschein einer Diskriminierung besteht, und daß in solchen Fällen zur 
wirksamen Anwendung des Gleichbehandlungsgrundsatzes eine Verlagerung der 
Beweislast auf die beklagte Partei erforderlich ist.



Geltende Bestimmungen zur Beweislast - 
gleicher Wortlaut

• Artikel 8 der Richtlinie 2000/43/EG des Rates vom 29. Juni 2000 zur 
Anwendung des Gleichbehandlungsgrundsatzes ohne Unterschied der 
Rasse oder der ethnischen Herkunft ("Antirassismusrichtlinie");

• Artikel 10 Absatz 1 der Richtlinie 2000/78/EG des Rates vom 27. November 
2000 zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens für die Verwirklichung der 
Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf (die 
"Beschäftigungsrahmenrichtlinie"); 

• Richtlinie 2006/54/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. 
Juli 2006 zur Verwirklichung des Grundsatzes der Chancengleichheit und 
Gleichbehandlung von Männern und Frauen in Arbeits- und 
Beschäftigungsfragen (Neufassung) (die "Neufassungsrichtlinie").



Umsetzungspflichten

• Die Richtlinien verpflichten die Mitgliedstaaten, ihre nationalen 
Verfahrensvorschriften für Beweismittel anzupassen und 
sicherzustellen, dass sie mit den Bestimmungen der Richtlinien 
übereinstimmen. 

• Die Mitgliedstaaten können gegenüber den Klägern günstigere 
Verfahrensvorschriften für die Beweisführung erlassen.  



Weitere Rechtsprechung des EuGH, die für die 
Feststellung des Anscheins einer Diskriminierung 

relevant ist

• C-381/99 Brunhoffer

• C-17/05 Cadman

• C-54/07 Feryn

• C-104/10 Kelly

• C-415/10 Meister

• C-81/12 Annehmen

• C-83/14 CHEZ

• C-531/15 Otero Ramos



EuGH in der Rechtssache Brunnhofer (C-
381/99, 2001)

• Dies war auch ein Fall von Lohngleichheit. 

• Das Gericht erklärte, wenn eine Frau nachweisen könne, dass sie mit einem 
Mann "vergleichbar" sei und weniger bezahlt werde, dann reiche dies aus, 
um die Beweislast umzukehren.

• Rn. 54: "So obliegt insbesondere dann, wenn in einem Unternehmen ein 
Entlohnungssystem mit individuellen Zulagen zu den Mindestlöhnen 
angewandt wird, dem jede Transparenz fehlt, dem Arbeitgeber der 
Nachweis, dass seine Lohnpolitik nicht diskriminierend ist, sofern eine 
Arbeitnehmerin auf der Grundlage einer relativen großen Zahl von 
Arbeitnehmern belegt, dass das durchschnittliche Entgelt der Frauen 
niedriger als das der Männer ist".
• Daher ist es in solchen Fällen nicht notwendig, einzelne Gehaltsbestandteile zu 

vergleichen (wie bei Danfoss und Enderby), sondern das Durchschnittsgehalt.  



Rn. 58: 
"Es ist folglich Sache der Klägerin, mit allen rechtlich vorgesehenen Mitteln 
zu beweisen, dass die Beklagte ihr ein niedrigeres Entgelt zahlt als ihrem zum 
Vergleich herangezogenen männlichen Kollegen und dass sie tatsächlich die 
gleiche oder eine gleichwertige, mit dessen Arbeit vergleichbare Arbeit 
verrichtet, so dass sie dem ersten Anschein nach Opfer einer nur mit dem 
unterschiedlichen Geschlecht erklärbaren Diskriminierung ist."

Mögliche Einreden des Arbeitgebers: 
- Feststellung, dass die Tätigkeiten des Klägers und der ausgewählten 

Vergleichsperson nicht vergleichbar waren. (Rn. 61)
- Angabe objektiver Faktoren, die nichts mit dem Geschlecht zu tun haben, 

um die höhere Bezahlung der gewählten Vergleichsperson zu erklären. (Rn. 
62)

EuGH in der Rechtssache Brunnhofer (C-
381/99, 2001)



Schlussanträge des Generalanwalts in der 
Rechtssache Brunnhofer

"Mithin hat diese zu beweisen, dass eine gleiche oder gleichwertige 
Arbeit vorgelegen hat und dass hierfür ein ungleiches Entgelt gezahlt 
worden ist. Dass die Einstufung in dieselbe Tätigkeitsgruppe ein Indiz 
für das Vorliegen einer gleichen oder gleichwertigen Arbeit darstellen 
kann, enthebt denjenigen, der sich für das Opfer einer 
Lohndiskriminierung hält, nicht von der Verpflichtung, durch nähere 
Tatsachen und Umstände zu belegen, dass es im betreffenden Fall 
tatsächlich um gleiche oder gleichwertige Arbeit geht. Sodann ist es 
Sache des Arbeitgebers, nachzuweisen, dass es Gründe gibt, die das 
unterschiedliche Entgelt rechtfertigen können.“

(Rn. 20)



Lehren aus Fällen von Lohngleichheit: 

• Es muss eine Vergleichbarkeit der Arbeitsstellen und der tatsächlichen 
Arbeit gegeben sein. In diesem Fall reicht schon eine unterschiedliche 
Behandlung von Mann und Frau aus, um die Beweislast umzukehren. 
(Brunnhofer)

• Wenn die Vergütungspolitik nicht transparent ist, wird das 
Durchschnittsgehalt von Frauen mit dem von Männern verglichen. 
(Brunnhofer) Mangelnde Transparenz ist ausreichend für die Umkehr der 
Beweislast (Danfoss). 

• Berufliche Segregation: Die Beweislast wird verlagert, wenn es innerhalb 
einer Organisation zwei Berufe gibt, die im Wesentlichen nach 
Geschlechtern getrennt sind, und der "männliche" Beruf besser bezahlt 
wird als der "weibliche" (Enderby).



CJEU, Rechtssache ACCEPT (C-81/12, 2013)

Es gibt auch relevante Lehren aus Fällen, die nichts mit dem Geschlecht zu 
tun haben:

• Öffentliche Äußerungen eines Mehrheitsaktionärs des Fußballvereins 
darüber, wer vom Fußballverein nicht eingestellt wird, reichten aus, um die 
Beweislast auf den Verein zu verlagern. 

• Auch wenn kein Fußballspieler direkt betroffen war. 
• Das Verfahren wurde von einer NRO eingeleitet (actio popularis-Fall)

• Es war von Bedeutung, dass der Fußballverein sich nicht von den 
Äußerungen des Mehrheitsaktionärs distanzierte (die öffentliche 
Wahrnehmung und die Reaktionen des Beklagten waren für den Fall 
wichtig). 



EuGH, Rechtssache Firma Feryn (C-54/07, 
2008)

• Eine öffentliche Erklärung des Firmeninhabers, dass er keine 
Marokkaner einstellen werde, weil seine Kunden gegen sie seien, 
reichte aus, um die Beweislast auf ihn zu verlagern. 

• Auch wenn es keinen Bewerber gibt, der direkt betroffen wäre. 
• Das Verfahren wurde von einer NRO (actio popularis) eingeleitet.  



CJEU, Rechtssache CHEZ (C-83/14, 2015) 

• Der betroffene Kläger war kein Roma, aber die Praxis wurde in einem Viertel mit einer 
großen Roma-Bevölkerung angewandt. Das Gericht erklärte:

"... der bloße Umstand, dass in dem im Ausgangsverfahren in Rede stehenden Stadtviertel 
auch Bewohner leben, die keine Roma sind, nicht ausschließt, dass diese Praxis wegen der 
ethnischen Roma-Herkunft eingeführt wurde, die den meisten Bewohnern dieses Viertels 
gemeinsam ist."

• Die Tatsache, dass es sich bei der Klägerin nicht um eine Roma handelte, stand der 
Verlagerung der Beweislast nicht entgegen, falls das vorlegende Gericht eine 
Anscheinsdiskriminierung feststellen sollte.

• Die Phase der Verschiebung der Beweislast: In diesem Fall hatte der Beklagte die 
Aufgabe, das Vorliegen eines Verstoßes zu widerlegen, indem er nachweist, dass die 
Praxis nicht auf die Tatsache zurückzuführen ist, dass die Bezirke hauptsächlich von Roma 
bewohnt werden, sondern ausschließlich auf objektive Faktoren, die nichts mit einer 
Diskriminierung aufgrund der Rasse oder der ethnischen Herkunft zu tun haben.  



Grad der Gewissheit in Stufe 1 
(Standard des Nachweises)

• Welches Maß an Gewissheit muss in Stufe 1 der Beweislastumkehr 
gewährleistet sein? 

• Nach dem Wortlaut der Richtlinien muss der Kläger Tatsachen beweisen, 
die das Vorliegen einer Diskriminierung "vermuten lassen". Welches 
Beweismaß wird in dieser Formulierung gefordert? 

• Es gibt noch kein Gerichtsurteil, das dies klärt. Siehe die Schlussanträge 
der AG Kokott in der Rechtssache C 394/11 Belov gegen CHEZ Elektro 
Balgaria AD (20. September 2012). Wichtige Punkte:
• Das Erfordernis eines hohen Grades an Diskriminierungssicherheit vor der 

Verlagerung der Beweislast "würde seine praktische Wirksamkeit gefährden und 
bedeuten, dass die Vorschrift über die Umkehr der Beweislast praktisch überflüssig 
wäre".

• Dies wäre dasselbe, als ob die normalen Verfahrensregeln für Beweise gelten 
würden, ohne die Verschiebung. 



Mittelbare Diskriminierung - frühe 
Rechtsprechung

• Die schwierigste Hürde für Kläger, die sich auf eine mittelbare Diskriminierung 
berufen, bei der Verlagerung der Beweislast ist die Anforderung, eine Vermutung 
zu begründen, dass die Politik, das Kriterium oder die Praxis die geschützte 
Gruppe "besonders benachteiligt".

• Was bedeutet besonders? Wie viel ist das in Zahlen, in Statistiken? Die Antwort 
ist nicht spezifisch, sondern deskriptiv.

• Viele der älteren Urteile, die sich mit der Frage befassen, was erforderlich sein 
könnte, um eine "Benachteiligung" nachzuweisen, wurden unter anderen und 
strengeren Rechtsvorschriften entschieden.

• So verlangte der EuGH in der Rechtssache Bilka-Kaufhaus (C-170/84, 1986), in der 
es um die Gleichheit des Arbeitsentgelts und den Ausschluss von 
Teilzeitbeschäftigten von einem betrieblichen Rentensystem ging, die 
Feststellung, dass ein "wesentlich geringerer Anteil" der Frauen als der Männer in 
Teilzeit arbeitet, um die erforderliche Benachteiligung festzustellen.

• Seymour Smith (C.167/97, 1999): "deutlich geringerer Anteil von Frauen als von 
Männern".



• Der EuGH hat keine klaren Vorgaben gemacht, was für den Nachweis eines 
Anscheinsbeweises im Rahmen des derzeitigen Tests erforderlich ist. 

• Die Ersetzung der Worte "ein wesentlich höherer Anteil" durch das 
einfachere Erfordernis "eine besondere Benachteiligung" deutet jedoch 
darauf hin, dass eine detaillierte statistische Analyse der begünstigten und 
benachteiligten Gruppen nicht in jedem Fall erforderlich sein dürfte. 

• In der Rechtssache Danfoss war die statistische Diskrepanz deutlich 
geringer als die die in älteren Fällen von mittelbarer Diskriminierung, wie z. 
B. Bilka Kaufhaus und Seymour Smith, für erforderlich gehalten wurde. 

Neuer Test aufgrund der jüngsten 
Rechtsprechung



Umkehrung der Beweislast 
(Stufe 2, Phase der Verschiebung der Beweislast)

• Arbeitgeber könnten einwenden, dass es schwierig oder unmöglich ist, negative 
Fakten zu beweisen (dass sie nicht diskriminiert haben)

• In der Regel kann das "Negative" durch den Nachweis des "Positiven" bewiesen 
werden, z. B. 
• Nachweis der höheren Arbeitsleistung einer Vergleichsperson im Vergleich zum Kläger
• Nachweis von Unterschieden zwischen der Vergleichsperson und dem Kläger bei den 

Arbeitsplätzen

• Versäumnis, die positiven Aspekte zu beweisen: 
• Im Fall der Firma Feryn stellte das Unternehmen keine Marokkaner ein, was jedoch aus 

anderen Gründen geschehen sein könnte, z. B. weil sich kein Marokkaner auf die Stelle 
beworben hat. Um die Beweislast zu widerlegen, müsste das Unternehmen nachweisen, dass 
seine Einstellungspolitik mit dem Diskriminierungsverbot in Einklang steht. 

• Hätte der Fußballverein nachgewiesen, dass er positive Maßnahmen zur Verhinderung von 
Diskriminierung ergreift und sich von den Äußerungen des Mehrheitsaktionärs distanziert, 
wäre er der Beweislast nachgekommen.   



• Der nach der Verschiebung erforderliche Beweisstandard: stark, aber nicht 
vollständig
• Verpflichtung zum Nachweis der bei der Entscheidungsfindung verwendeten 

"objektiven Faktoren"
• Die Arbeitgeber sind verpflichtet, das Verfahren transparent zu machen
• Die vorgelegten Beweise müssen das Gericht schlüssig davon überzeugen, dass 

geschlechtsspezifische Erwägungen vom Arbeitgeber nicht systematisch eingesetzt 
wurden, um Männer gegenüber Frauen zu bevorzugen

• Die Fakten müssen "objektiv" sein, d. h. sie müssen nachweislich mit realen 
Geschäftsanforderungen in Zusammenhang stehen.

• Hinweis: Es besteht immer die Möglichkeit, dass die Beweislast sich je nach 
Einschätzung des Gerichts wieder auf den Kläger verschiebt.

Umkehr der Beweislast 
(Stufe 2, Phase der Verschiebung der Beweislast)



Besteht eine gesetzliche Pflicht zur Vorlage 
von Beweismitteln durch die Befragten? 

• Die Verlagerung der Beweislast wird Klägern helfen, die zumindest einige 
Beweise für ihre Ansprüche vorlegen können.

• Was ist, wenn keine Beweise vorhanden sind?  In der Regel verfügt der 
Beklagte über mehr Beweise als der Kläger. Ist der Kläger rechtlich befugt, 
den Beklagten zur Offenlegung und Vorlage von Beweismitteln zu zwingen? 
Gibt es eine Pflicht zur Vorlage? 

• Formal nein. Die Richtlinien sind darauf bedacht, nicht in die 
Verfahrensregeln der Mitgliedsstaaten einzugreifen. Auch der EuGH hat 
dieses Recht nicht anerkannt. 

• Die Weigerung des Antragsgegners, Beweismittel offenzulegen, könnte 
jedoch im Widerspruch zum Grundsatz der Wirksamkeit stehen



EuGH, Rechtssache Kelly (C-104/10, 2011)

- Die Forderung des Klägers, dass eine Universität Informationen offenlegen 
muss, anhand derer er beweisen kann, dass er diskriminiert wurde, wurde 
abgelehnt.

- Er machte geltend, dass die Verweigerung der Auskunftserteilung gegen 
die Richtlinie 97/80 und die Bestimmung über die Verlagerung der 
Beweislast verstößt. Er behauptete, dass die Verweigerung der 
Auskunftserteilung ihn daran hindere, die erste Stufe der Beweislast zu 
erfüllen und sie auf den Beklagten zu verlagern.

- Das Gericht stimmte dem nicht zu, wies jedoch darauf hin, dass die 
Mitgliedstaaten verpflichtet sind, dafür zu sorgen, dass ihre Verfahrens-
und Beweisregeln Einzelpersonen nicht daran hindern, ihre Ansprüche 
wegen Diskriminierung wirksam geltend zu machen. 



• In diesem Fall wiederholte das Gericht, dass die Weigerung des Beklagten, 
Zugang zu Informationen zu gewähren, die Wirksamkeit der Umkehr der 
Beweislast untergraben kann. 

• Wiederholt wurde darauf hingewiesen, dass die Ablehnung eines 
Bewerbers ohne Angabe von Gründen nicht das Recht des Bewerbers auf 
Zugang zu Informationen darüber begründet, ob der Arbeitgeber einen 
anderen Bewerber eingestellt hat. 

• Hinzugefügt wurde, dass die Weigerung des Arbeitgebers, Informationen 
preiszugeben, im Rahmen der Feststellung von Tatsachen, die das Vorliegen 
einer Diskriminierung vermuten lassen, berücksichtigt werden kann. 

• Daher ist das Versäumnis der Offenlegung an sich für Stufe 1 und für die 
Beurteilung des Anscheins einer Diskriminierung relevant.  

EuGH, Rechtssache Meister (C-415/10, 2012)



Unterschiede zwischen den Klägern

• Der Unterschied besteht darin, ob der Kläger bereits "dabei" ist (z. B. 
für den Arbeitgeber arbeitet) oder nicht. Erstere haben im Vergleich 
zu letzteren einen viel besseren Zugang zu Informationen. 

• Daher ist die Pflicht zur Vorlage von Beweisen und Informationen vor 
allem für diejenigen von Bedeutung, die sich von "außen" gegen 
Diskriminierung beschweren (z. B. Bewerber für eine Stelle). 

• Außerdem zögern die nationalen Gerichte, Offenlegungsanordnungen 
zu erlassen, wenn dies zur Offenlegung vertraulicher Daten über 
identifizierbare Personen führen könnte, die nicht an dem Verfahren 
beteiligt sind.



Schlussbemerkungen - Stufe 1

Der Anschein einer Diskriminierung kann auf der Grundlage von Tatsachen 
begründet werden:
• Die Person hat sich auf eine Stelle beworben, ist Mitglied einer Gruppe, 

verfügt über die erforderlichen Qualifikationen, wurde abgelehnt, aber die 
Stelle blieb offen.

• Mangelnde Transparenz des Einstellungsverfahrens
• Gruppenbezogene Statistiken   
• Vorgeschichte des Verhaltens des Befragten
• Ungereimtheiten in der Praxis, die zur mangelnden Glaubwürdigkeit des 

Befragten führen
• Allgemeine Politik des Beklagten, seine öffentlichen Erklärungen und 

Reaktionen auf Anschuldigungen



Schlussbemerkungen - Phase der Verschiebung 
der Beweislast (Stufe 2)

• Die volle Beweislast (Überzeugungslast, nicht bloße Beweisführung)

• Der Beklagte muss das Nichtvorliegen einer Diskriminierung durch einen 
eindeutigen und überzeugenden Beweis für das Vorliegen eines 
tatsächlichen objektiven Grundes nachweisen, der in keiner Weise mit 
einem diskriminierenden Grund zusammenhängt

• Wenn eine Ungleichbehandlung vorliegt: Der objektive Grund, den der 
Befragte als Erklärung für das Kriterium oder die Praxis anführt, muss

- dem tatsächlichen Geschäftsbedarf dienen und

- die beanstandete Praxis muss geeignet und erforderlich sein, um 
dieses Bedürfnis tatsächlich zu befriedigen (rechtmäßiges Ziel). 



Ich danke Ihnen! 
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